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Nach der Krise alles gut? 
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Corona stellt Staat und Gesellschaft bis heute vor großen Herausfor-

derungen. Zweifelsohne weist die Pandemie charakteristische Merk-

male einer Krise auf: Es handelt(e) sich um ein Ereignis, das mit dem 

herkömmlichen Handlungsrepertoire des Staates nicht bzw. nicht ohne 

weiteres zu handhaben war. Corona ist ein Phänomen, das Forscher als 

typisch moderne Krisen bezeichnen. Diese Krisen verlieren die Lineari-

tät. Einfache Ursache-/Wirkungsbeziehungen gibt es in dieser Welt nicht 

mehr. Krisen verschwinden auch nicht mehr, sondern flackern immer 

wieder mit unbekannten Wirkungsfolgen auf, die mit (zunächst) unbe-

kannten Instrumenten in Schach gehalten werden müssen. Neue krisen-

ähnliche Erscheinungen/neuartige Risiken kommen hinzu, die von Kli-

mawandel, über Antibiotika-Resistenzen bis hin zu Risiken im Kontext 

von Algorithmen reichen. Die neuen Krisen werden zum neuen Normal-

zustand. Das ist vielfach in der Politik noch nicht angekommen. Das be-

trifft sowohl die Früherkennung der möglichen Krise, aber auch Krisenre-

aktion und den Wiederaufbau in der Zeit nach der Krise. In jeder Phase 

sind andere institutionelle, personelle, technische und weitere manageriale 

wie gesetzgeberische Anforderungen zu erfüllen. In der Früherkennung 

geht es v.a. darum, schon schwache Signale wahr- und ernstzunehmen, 

denn Krisen kündigen sich häufig schon frühzeitig an. Solche schwachen 

Signale werden oftmals aber eher ignoriert bzw. verharmlost. Hier muss 

der Staat Mechanismen und Sensoren entwickeln, um eine entsprechen-

de Früherkennung sicherzustellen, so dass es erst gar nicht zu einer Krise 

kommt bzw. diese im Frühstadium bereits abgeschwächt wird. Hier bietet 

es sich durchaus an, einen staatlichen und ggf. im Bundeskanzleramt ins-

tallierten Chief Risk Officer zu schaffen, der permanent unterschiedliche 

Bedrohungslagen im Blick hat und v.a. frühzeitig auswertet sowie interna-

tional und transdisziplinär vernetzt ist. Gerade kleine Ereignisse können 

so genannte Dominoeffekte nach sich ziehen und sich so leicht zu großen 

Krisen „auftürmen“, die dann kaum noch zu bewältigen sind bzw. nur 

unter Inkaufnahme großer Kollateralschäden. Bezogen auf Corona hat 

sich gerade die Früherkennung als eher schwach erwiesen; Signale wur-

den lange ignoriert oder kleingeredet – was nicht sein kann, das nicht sein 

darf. 

Krisen mit ihren Folgewirkungen liegen außerhalb des Routineden-

kens von Institutionen bzw. einer ganzen Gesellschaft. Nicht selten 

werden frühe Warnungen als Überdramatisierung und die Frühwarner 

als Alarmisten verunglimpft, was bei Corona auf die Frühphase der Pan-

demie zutraf. Während der Krise sind dann entsprechende Management-

Maßnahmen gefragt. Hier zeigt die Literatur, dass es reichlich naiv ist, 

davon auszugehen, dass zentral getroffene Entscheidungen die besten 

sind. Vielfach sind Fachexperten die „Stars“ in der Krise, die aus der 

zweiten oder dritten Reihe manchmal unerwartet hervortreten und mit 

unaufgeregter Sachlichkeit Probleme lösen, insbesondere auf dezentraler 

Ebene. Insofern ist das „Föderalismus-Bashing“ im Zusammenhang mit 

Corona völlig unberechtigt und letztlich ein Verschiebebahnhof in Bezug 

auf die eigentlichen Probleme. Es kommt auf den richtigen Mix aus de-

zentralen und zentralen Entscheidungen und beispielsweise auf die Etab-

lierung einer entsprechenden ebenenübergreifenden Stabsarbeit an. Es ist 

kein Föderalismus-, sondern eher ein Management- und auch ein fachli-

ches Problem. Typisch für Krisen ist, dass sie eine unvorhergesehene Dy-

namik bekommen, so dass die Krisenintervention mit ihren Instrumenten 

nicht selten im „Nebel stochern“ muss, wie bei der Corona-Bekämpfung 

geschehen. So wurde erst vor kurzem klar, dass die bisher verteilten Imp-

fungen auch gegen die Delta-Variante des Virus hilft. Das ist Krisenma-

nagement par excellence: Versuch und Irrtum mit schnellen Rückkopp-

lungs- und Lernschleifen. Krisenmanagement erfordert eine hohe Lernfä-

higkeit. 

Krisenmanagement wird zur staatlichen Daueraufgabe, weil der Staat 

in einen dauerhaften Krisenmodus gerät. Staatliche wie gesellschaft-

liche Resilienz und Sensibilität für Risiken und Krisen sind gefragter denn 

je. Kapazitäten für unerwartete Ereignisse müssen laufend erhalten, ver-

bessert und neu entwickelt werden, damit die Lernfähigkeit des Systems 

erhalten bleibt. Die alten Krisen (Finanzkrise) werden durch neue Kri-

sen (Pandemie) überlagert, was ihre Dynamik und ihr unbekanntes Wir-

kungsspektrum verstärkt (Stichwort: „Exorbitante Gelddruckerei“ der 

EZB). Insgesamt müssen sich staatliche Institutionen und die Gesellschaft 

vermehrt auf Krisen einstellen, weil nicht zuletzt durch Digitalisierung, 

Technologisierung etc. die Verletzlichkeit steigt. Krisen erhalten damit im-

mer mehr Querschnittscharakter und bleiben nicht etwa auf einen Teilbe-

reich oder ein einzelnes Politikfeld begrenzt. Neu entstehende technische 

Systeme sind durch Komplexität und enge Kopplung geprägt, so dass, wie 

es der Soziologe Charles Perrow bereits in den 1970er Jahren in seiner 

Normal Accident Theory formulierte, Unfälle und letztlich Krisen unver-

meidlich werden. Nach der Krise bzw. nach dem Krisenpeak kommen die 

Krisenbewältigung und Neuorientierung, was die Chance bietet, Neues 

aufzubauen bzw. zu entwickeln und bisherige Handlungspfade zu ver-

lassen. Die Chance für grundlegende Veränderung ist gegeben. Aus dem 

Gefühl heraus, der Krise gerade so entkommen zu sein, versprechen Po-

litiker typischerweise, schnell Abhilfe und Vorsorge zu schaffen. Tatsäch-

lich passierte in der Vergangenheit vergleichsweise wenig, was empirische 

Befunde zeigen. Ob das bei Corona auch so ist, bleibt offen. Typisch ist, 

dass nach Krisen ein institutionelles Vergessen und ein Übergang zur Ta-

gesordnung erfolgt – mahnende Stimmen werden häufig ignoriert. Es ist 

zu beobachten und vielleicht auch zu hoffen, dass Corona bereits zu Än-

derungen im Verhalten von Behörden und Gesellschaft geführt hat und 

diese auch in der Nach-Corona-Zeit erhalten bleiben, wie die „Zwangsdi-

gitalisierung“ in der Bildungs- und Arbeitswelt, z.B. Online-Konferenzen. 

Mit dem vorliegenden Sonderheft soll der Versuch unternommen 

werden, wichtige Aspekte der Krisenbewältigung aus manageria-

ler, finanzieller und politikwissenschaftlicher Sicht einzufangen; auch As-

pekte der Stadtplanung sind relevant, weil sich Städte zukünftig neu defi-

nieren müssen, z.B. aufgrund des schwindenden Einzelhandels. Viele Ent-

wicklungen, die sich in Folge von Corona zeigen, waren schon vorher da, 

haben sich jetzt jedoch massiv beschleunigt. Wie Staat, Verwaltung und 

letztlich Gesellschaft mit den Problemen umgehen können, dafür möch-

ten die Autoren des Sonderheftes Impulse geben. 

Ihr 
Prof. Dr. Tino Schuppan
Professor für Public Management, Hochschule der Bundesagentur für Arbeit, Schwerin                         



Wenn der „schützende Staat“ 
nicht (immer) schützt 

Eckhard Schröter

Wenn Lehren aus den Erfahrungen mit der Corona-Pandemie gezogen 
werden sollen, dann gerät häufig die schlichte Einsicht in Vergessenheit, 
dass es bei der Programmentwicklung, wenn überhaupt, nur zum Teil 
darum geht, problemgerechte Lösungen zu suchen, sondern vor allem 
darum, aus reichende politische Unterstützung für eine Reformpolitik 
zu finden. Daher rückt die hier gewählte Perspektive das Kräftespiel der 
poli tischen Interessen und ihrer Anreizstrukturen in den Mittelpunkt. 
Die dar aus abzuleitenden Policy-Muster zeigen die Probleme auf, die 
sich sys tematisch für liberale Demokratien ergeben, wenn sie eine po-
litisch und finanziell nachhaltige Pandemiepolitik entwickeln wollen. 
Struk turell sind Unterangebote bei restriktiven Maßnahmen der In fek -
tions kontrolle, aber Überangebote bei Verteilungs- und Sub ven tions pro -
grammen zu erwarten. Ein „Gelegenheitsfenster“ besteht jedoch ge rade 
für Akteure aus der Verwaltung, die neue Themen kon junk tur für den 
Aus bau von Zuständigkeiten und Ressourcen ihrer jeweiligen Insti tu tio-
nen zu nutzen.

Verwaltung & Management
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che Rechtfertigung dafür, dass staatliche 
Gemeinwesen in die Souveränitätsrechte 
Einzelner zum Nutzen der äußeren und 
inneren Sicherheit eingreifen können. 
Pandemiezeiten sind Paradebeispiele für 
dieses Verhältnis zwischen Staat und Ge-
sellschaftsmitgliedern. Vor diesem Hinter-
grund stellt sich die Frage, mit welchen 
staatlichen Programmen moderne Demo-
kratien auf die Corona-Pandemie reagie-
ren2 und wie diese Reaktionsmuster zu 
erklären sind.

Ganz bewusst setzt diese Fragestellung 
bei den Policy-Entscheidungen an, die den 
meisten Auseinandersetzungen über mög-

Prof. Dr. Eckhard 
Schröter
Universitätsprofessor 
und Fachgebietsleiter 
„Verwaltungs wissen schaft 
(Schwerpunkt Politik und 
Gesellschaft)“ an der 
Deutschen Hochschule der 
Polizei, Münster.
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 1   Ansell 2019. 

 2   Eine erste Erörterung bietet Weible et al. 2020; 
vgl. auch die Übersicht in Joyce, Maron und 
Reddy 2020 sowie die Beiträge im „Covid-19 
Viewpoint“ der Zeitschrift Public Administration 
Review 2020, Ausgaben 80(4) und 80(5). Die 
weltweiten Policy-Reaktionen werden seit März 
2020 im „Oxford Covid-19 Government Response 
Tracker“ von einem Team der Blavatnik School of 
Government der University of Oxford kategori-
siert und veröffentlicht (OxCGRT): https://covid-
tracker.bsg.ox.ac.uk.  

Der demokratische Staat in der 
Pandemie

Die Aufgabe des Staates, die Bewohner 
seines Territoriums vor Gefahren für 
Leib und Leben zu schützen, gilt als zen-
trale Begründung für moderne Staatlich-
keit überhaupt.1 Diese Sicherheits- und 
Schutzfunktion gilt in der Vorstellung 
vom Gesellschaftsvertrag als ursprüngli-

Policy-Muster in der Pandemie



156 VM 4/2021

Schröter, Wenn der „schützende Staat“ nicht (immer) schützt

lichst effektive und effiziente Implemen-
tationsstrukturen und Verwaltungsprak-
tiken vorausgehen. Dieses Vorgehen er-
innert vor allem daran, dass eine Debatte 
um mögliche Lehren, die aus den Pande-
mieerfahrungen für das Management des 
öffentlichen Sektors zu ziehen sind, nicht 
außer Acht lassen darf, welche grundsätz-
lichen politischen Entscheidungsanreize 
das staatliche Handeln in modernen De-
mokratien nachhaltig prägen. Damit ist 
zugleich eine klassische (wenn auch häu-
fig vernachlässigte) Einsicht verbunden, 
die für mögliche Reformbestrebungen 
nach der Corona-Pandemie von Bedeu-
tung ist: Nicht unbedingt die problemge-
rechtesten Vorschläge werden sich in die-
ser Debatte durchsetzen können, sondern 

jene, für die sich eine ausreichende Unter-
stützungskoalition3 ausspricht.

In dieser Policy-Perspektive rückt da-
her der Zusammenhang zwischen staatli-
chen Interventionen und dem Kräftespiel 
politischer Interessen in den Mittelpunkt.4 
Das Argument läuft darauf hinaus, dass 
der Schlüssel zur Erklärung der Staats-
tätigkeit und der relativen Gewichtung 
verschiedener Interventionen im Wesentli-
chen in den politischen Anreizstrukturen, 
die sich für die Entscheidungsträger aus 
den Policy-Wirkungen ergeben, zu finden 
ist. Daher lohnt es sich, die von staatli-
cher Seite zur Pandemiebewältigung er-
griffenen Maßnahmen durch die Brille 
von Policy-Typologien zu betrachten, die 
im Wesentlichen danach fragen, welchen 
politischen Auseinandersetzungen ein 
bestimmtes Staatshandeln im Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozess ausge-
setzt sein wird – und welche Abwägungen 
von politischen Kosten und Nutzen für 

die Entscheidungsträger daraus folgen.5 
Dahinter steht die klassische politikwis-
senschaftliche Überlegung, dass politische 
Akteure im Rahmen des Policy-Making-
Prozesses (bei gleichen Randbedingungen) 
jenen Vorhaben den Vorzug geben wer-
den, die ihnen geringen politischen Wider-
stand, aber allgemeine Unterstützung und 
vor allem besonderen Zuspruch von orga-
nisierten Programmadressaten in Aussicht 
stellen.

Policy-Typen und die Kalkulation 
politischer Kosten und Nutzen

Erste Hinweise auf diese Anreizstrukturen 
bietet der Ansatz von Theodore Lowi,6 
der Politikprogramme vornehmlich nach 

ihrer wahrgenommenen Verteilungswir-
kung in „distributive“ und „redistribu-
tive“ Policies unterteilt. Es wird nieman-
den überraschen, dass für Policies, deren 
Wirkung als umverteilend empfunden 
wird, ein größeres Konfliktpotenzial an-
zunehmen ist, als für Programme, mit 
denen von Regierungsseite – zumindest 
dem Anschein nach – nahezu aus einem 
Füllhorn Leistungsangebote unterbreitet 
werden. Als beispielhaft für diese „Ver-

teilungspolitik“ können Transferleistun-
gen, Förder- und Subventionsprogramme 
gelten, die den politisch Verantwortlichen 
besonderen Zuspruch von den Programm-
adressaten in Aussicht stellen und da-
her – betrachtet man staatliches Handeln 
von dieser Warte aus – besonders gerne 
auf die politische Tagesordnung gesetzt 
werden.7 Mit Blick auf die zunehmende 
staatliche Regulierung führte Lowi zudem 
zwei grundsätzliche Spielarten „regulati-
ver Politik“ ein, die sich in ihren Konse-
quenzen für den politischen Willensbil-
dungs- und Entscheidungsprozess nahezu 
diametral unterscheiden: eine von eng 
vernetzten Expertenkreisen dominierte 
und dem öffentlichen Disput weitgehend 
entzogene Regulierungspolitik, die häufig 
Spezialinteressen dient, und eine „sozial-
regulative“ Politik, die über Grundregeln 
des gesellschaftlichen Zusammenlebens 
und des politischen Gemeinwesens (con-
stituent policies) entscheidet und daher zu 
besonders erbitterten und emotionalisier-
ten Auseinandersetzungen in der breiten 
politischen Öffentlichkeit führen kann. 
Viele der im Zuge der Corona-Pandemie 
erlassenen Verhaltensgebote und -verbo-
te scheinen besonderes Potenzial für eine 
solche „sozial-regulative Politik“ zu bie-
ten, der sich politisch-administrative Insti-
tutionen und Akteure nur in großen Aus-
nahmesituationen zuwenden.

Die Frage nach den politischen Anreiz-
strukturen lässt sich vertiefen und zuspit-
zen, wenn man, wie James Q. Wilson8 von 
einer Kosten-Nutzen-Kalkulation ausgeht, 
die den Policy-Making-Prozess wesentlich 
prägt. Diese Logik führt zu einer Vierfel-
der-Tafel, die auf einer groben Analyse 
politischer Kosten und Nutzen aus der 
Sicht der Programmadressaten basiert. 
Werden die (immateriellen und materiel-
len) Kosten einer bestimmten Policy einer 

 3   Vgl. dazu den Ansatz des Advocacy Coalition 
Framework (Weible/Sabatier 2009). 

 4   Vgl. zum Policy-Making-Prozess die Darstellungen 
in Anderson 2015, Hill/Varone 2017, Howlett/
Ramesh/Perl 2020, Knill/Tosun 2011. 

 5   Lowi 1964, 1972; Wilson 1973; vgl. auch Windhoff-
Héritier 1987; Knill/Tosun 2011; Heinelt 2014. 

 6 Lowi 1964, 1972. 

 7  Selbst potenzielle Verteilungsleistungen (wie 
Impf angebote) können jedoch unter Bedin gun-
gen der Knappheit und des Zeitdrucks als redis-

»In dieser Policy-Perspektive rückt der 
Zusammenhang zwischen staatlichen 
Interventionen und dem Kräftespiel 
politischer Interessen in den Mittelpunkt.«

tributive Politik wahrgenommen werden und 
daher zu ernsthaften Konflikten um den Zugang 
zu diesen Leistungen führen. Um eine Impf prio-
risierung aufrechtzuerhalten, muss daher oft 
po litischem Druck widerstanden werden. Um-
ge kehrt verleitet die Aussicht, eine begehrte dis-
tributive Politik anbieten zu können, politische 
Entscheidungsträger dazu, den Kreis der Be-
rech tigten auszudehnen, selbst wenn fachliche 
Gründe (wie bei der Impfung von Kindern und 
Jugendlichen) dagegen sprechen sollten. 

 8   Wilson 1973. 


